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Wir begrüßen ausdrücklich die Entscheidung, den Preiskorridor für das Jahr 2027 fortzuführen und damit den 
Unternehmen zusätzliche Planungssicherheit zu geben. Kritisch sehen wir jedoch die vorgesehene Anhebung 
des Überschussmengenpreises auf 73 Euro je Emissionszertifikat (§ 14 BEHV-E).  

Die Begründung des Referentenentwurfs überzeugt aus unserer Sicht nicht. Bereits im Jahr 2026 zeigt sich, 
dass die Nachfrage die angebotene Versteigerungsmenge erheblich übersteigt. Die jüngsten Auktionen waren 
massiv überzeichnet. Das Marktgeschehen wird daher nicht durch strategische Nachfrageverschiebungen 
bestimmt, sondern durch eine strukturell zu geringe Angebotsmenge. 

Der vorgesehene Überschussmengenpreis verhindert daher keine Marktverzerrungen, sondern führt faktisch 
zu einer zusätzlichen CO₂-Preisbelastung für diejenigen Unternehmen, die aufgrund der knappen 
Versteigerungsmenge ihren Bedarf nicht vollständig im Primärmarkt decken können. Hiervon werden 
insbesondere kommunale Unternehmen, Stadtwerke sowie mittelständische Verpflichtete betroffen sein. Da 
die CO₂-Kosten regelmäßig Bestandteil der Energie- und Wärmepreise sind, werden diese zusätzlichen Kosten 
letztlich von den Verbraucherinnen und Verbrauchern getragen. 

Demgegenüber verfügen größere Marktteilnehmer regelmäßig über bessere Refinanzierungsmöglichkeiten 
und eine höhere Bonität. Zudem können konzernnahe Strukturen mit mehreren teilnahmeberechtigten 
Gesellschaften die praktische Wirkung der Gebotsbegrenzungen erheblich reduzieren. Die vorgesehene 
Regelung belastet damit nicht alle Marktteilnehmer gleichermaßen, sondern trifft insbesondere kleinere und 
kommunale Verpflichtete. 

Auch die rechtliche Begründung des Referentenentwurfs überzeugt nicht. Der Preisaufschlag wird damit 
begründet, die „Funktionsfähigkeit des vorgesehenen Preiskorridors“ sicherzustellen und strategisches 
Bieterverhalten zu verhindern. 

Die tatsächlichen Marktergebnisse des Jahres 2026 widerlegen diese Annahme. Bereits die ersten Auktionen 
wurden mit Gebotsmengen durchgeführt, die den gesamten Zertifikatebedarf des Jahres 2024 überstiegen. 
Gleichwohl lagen die Zuteilungsquoten zuletzt nur noch bei rund sechs Prozent. Diese Entwicklung zeigt 
eindeutig, dass verpflichtete Unternehmen ihren Bedarf bereits im regulären Auktionsverfahren decken wollen 
und gerade keine systematische Verlagerung der Nachfrage in spätere Verkaufsphasen erfolgt. Ursache der 
Marktverwerfungen ist nicht ein zu niedriger Überschussmengenpreis, sondern die erhebliche Unterdeckung 
der angebotenen Versteigerungsmenge gegenüber der tatsächlichen Nachfrage. 

Nach allgemeinen verwaltungsrechtlichen Grundsätzen muss eine belastende Regelung geeignet, erforderlich 
und verhältnismäßig sein. Es bestehen daher erhebliche Zweifel, ob die vorgesehene Anhebung des 
Überschussmengenpreises diese Anforderungen erfüllt. Die Geeignetheit der Maßnahme wird durch die 
bisherigen Auktionsergebnisse bereits infrage gestellt. Zugleich fehlt es an einer nachvollziehbaren 
Begründung, weshalb kein milderes, gleichermaßen geeignetes Mittel zur Verfügung stehen soll. 
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Ein solches milderes Mittel liegt jedoch auf der Hand. Sollte der Gesetzgeber tatsächlich strategische 
Nachfrageverschiebungen zwischen den Verkaufsjahren verhindern wollen, sollte nicht der 
Überschussmengenpreis erhöht, sondern der Verkaufskalender angepasst werden. Die Nachkauftermine für 
Emissionszertifikate des Berichtsjahres 2027 könnten vollständig auf den Zeitraum nach Ablauf der 
gesetzlichen Abgabefrist am 30. September 2027 verschoben werden. Dadurch wäre ausgeschlossen, dass 
Unternehmen bereits vor Erfüllung ihrer Abgabepflicht für 2026 auf Nachkaufmengen zugreifen und Nachfrage 
zwischen den Verkaufsphasen verlagern. Gleichzeitig bliebe das bestehende Auktionssystem unverändert 
bestehen. Aufgrund des ohnehin begrenzten Zeitfensters bis zum Jahresende und der Tatsache, dass im 
Dezember keine Verkäufe stattfinden, erscheint eine entsprechende Anpassung des Verkaufskalenders ohne 
Weiteres praktikabel. 

Diese Lösung würde den vom Gesetzgeber verfolgten Zweck unmittelbar erreichen, ohne verpflichtete 
Unternehmen durch einen höheren Überschussmengenpreis zusätzlich zu belasten. Gleichzeitig würden 
insbesondere kommunale Unternehmen, Stadtwerke und mittelständische Verpflichtete entlastet. Die 
Kostensteigerungen für Verbraucherinnen und Verbraucher würden vermieden. 

Wir regen daher an, auf die vorgesehene deutliche Anhebung des Überschussmengenpreises von 68 EUR in 
2026 auf 73 EUR in 2027 zu verzichten und stattdessen den Verkaufskalender entsprechend anzupassen.  
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